
„Pro Reli“ – eine Gefahr für 
die freie Religionsausübung 

Mit massiver Unterstützung der Kirchen, der CDU 
und  der  FDP  hat  die  Initiative  „Pro  Reli“  einen 
Volksentscheid für staatlichen Religionsunterricht 
an  öffentlichen  Schulen  in  Berlin  durchgesetzt. 
„Pro Reli“ will mit der Abstimmung den bisher für 
alle  gemeinsamen  Ethikunterricht  abschaffen; 
künftig  müssten  Schülerinnen  und  Schüler  ent­
scheiden, ob sie das Fach Ethik  oder  den Religi­
onsunterricht besuchen. 

Die Diskussion um den Vorschlag von „Pro Reli“ 
zur Änderung des Schulgesetzes war von zahlrei­
chen Vorwürfen und Finten geprägt:  Da war die 
Rede von einer Verdrängung des Religionsunter­
richts an Berliner Schulen, obwohl sich an dessen 
Finanzierung  und  seinen  Rahmenbedingungen 
nichts  geändert  hat.  Da wurde der 2006 an den 
Berliner Schulen eingeführte Ethikunterricht ver­
unglimpft – um mit dem zur Abstimmung gestell­
ten Gesetzentwurf den bisher ab Klasse 7  begin­
nenden Unterricht  auf alle  Schuljahre  auszuwei­
ten.  Da  wurde  einer  linken  Koalition  Religions­
feindlichkeit  angedichtet,  die  2006  den  Berliner 
Staatskirchenvertrag  unterzeichnete  und  damit 
jährliche Transferleistungen an und Einflussmög­
lichkeiten für die Kirchen festschrieb. 

Die  Bürgerrechtsorganisation  Humanistische 
Union  setzt  sich  für  die  konsequente  Trennung 
von Staat und Kirche sowie die Wahrung der indi­
viduellen Religionsfreiheit ein. Wir sind der Mei­
nung,  dass  ein  Religionsunterricht  in  staatlicher 
Verantwortung, wie ihn „Pro Reli“ einführen will, 
gegen unsere Verfassung verstößt, konkret gegen 
Artikel 141 des Grundgesetzes. Wir fordern des­
halb  alle  Berlinerinnen  und  Berliner  auf, 
am 26. April  2009 gegen das Volksbegeh­
ren „Pro Reli“ zu stimmen. 

Die wichtigsten Argumente fassen wir in den fol­
genden 10 Punkten zusammen: 

Irrtümer und Missverständnisse 
zum Volksbegehren

1.  Unsinnig  ist  die  Behauptung,  dass  das  gel­
tende  Recht  die  freie  Wahl  zwischen  Ethik  und 
Religion verhindert. Ethik ist nicht Ersatz für Reli­
gion und Religion ist nicht Ersatz für Ethik. Wer 
für sich persönlich oder seine Kinder den Glauben 
für bedeutsam hält, kann  derzeit noch  Religions­
unterricht in der Schule frei wählen – neben dem 
Ethikunterricht. Nach dem Willen von „Pro Reli“ 
soll das nicht mehr möglich sein.

2.  Unwahr  ist  es  zu  behaupten,  dass  nur  die 
Abwahl  des  Ethikunterrichts  und  die  Wahl  des 
getrennten Religionsunterrichts den Schülerinnen 
und Schülern die Möglichkeit bietet, ihre eigenen 
religiösen Wurzeln kennen zu lernen. Niemandem 
wird zugemutet, in der Schule auf seine Religion 
zu verzichten. Richtig ist vielmehr: Die am Religi­
onsunterricht  teilnehmenden  Schülerinnen  und 
Schüler  erhalten die  Chance,  darüber  hinaus  im 
Ethikunterricht auch fremde religiöse und kultu­
relle  Wurzeln  kennen  zu  lernen  und  sich  mit 
Andersgläubigen auseinander zu setzen.

3.  Diffamiert wird das Fach Ethik als „Zwangs­
fach“.  Alle  ordentlichen Unterrichtsfächer  in  der 
Schule sind im Rahmen der Schulpflicht verpflich­
tend. Für das Fach Ethik gilt nichts anderes. Mit 
Religionsfreiheit hat das Fach nichts zu tun, weil 
es in diesem um Kenntnisse und gerade nicht um 
das eigene Bekenntnis zu einer bestimmten Welt­
anschauung geht. Eine Abmeldung vom Ethikun­
terricht lässt sich nicht religiös begründen. 

4.  Unbewiesen  ist die Unterstellung, im Ethik­
unterricht  würden  Schülerinnen  und  Schüler 
staatlich indoktriniert oder zu Atheisten erzogen. 
Die religiöse und weltanschauliche Neutralität des 
Unterrichts  ist  ausdrücklich  vorgeschrieben.  Die 
Glaubensgemeinschaften waren und sind aufgeru­
fen,  an  den  Lehrplänen  für  den  Ethikunterricht 
mitzuwirken, sie können den Unterricht in einzel­
nen Kooperationsphasen sogar mitgestalten.

5. Unehrlich sind die Kirchen, wenn sie in Berlin 
die  Freiheit  der  Wahl  zwischen  Religionsunter­
richt  und  dem  angeblichen  „Zwangsfach“  Ethik 
fordern. Nicht nur, dass sich die Freiheit der Wahl 
beim näheren Betrachten als Zwang zur Entschei­
dung zwischen Ethik  oder  Religion entpuppt;  in 
anderen Bundesländern bestehen gerade die Kir­
chen darauf, dass Ersatzfächer wie Ethik, Philoso­
phie oder  Werte und Normen für alle Schülerin­
nen und Schüler verpflichtend sind, die nicht am 
Religionsunterricht teilnehmen. In einem Ersatz­
fach  Ethik  für  Religionsverweigerer  sehen Deut­
sche  Bischofskonferenz  und Evangelische  Kirche 
in  Deutschland offenbar  keine „Bevormundung“, 
in  einem  normalen  Schulfach  hingegen  schon. 
Haben  die  beiden  christlichen  Kirchen  keine 
Hemmungen,  anders-  oder  nichtgläubigen  Kin­
dern jenes „Zwangsfach“ aufzuerlegen, dass sie für 
die eigenen Glaubensanhänger unbedingt verhin­
dern wollen? 

6. Beschämend ist es, den Befürwortern der gel­
tenden Rechtslage Religionsfeindlichkeit zu unter­
stellen. Das Gegenteil ist der Fall: Allen Bürger der 
Stadt soll  weiterhin die  Freiheit  bleiben,  sich zu 
ihrer  Weltanschauung  oder  ihrer  Religion  zu 
bekennen und sie auch öffentlich auszuüben. Zur 
Religionsfreiheit  gehört  aber  auch  die  Freiheit, 
sich von Religionen abzuwenden oder ihnen fern 
zu bleiben.  Die  Befürworter  der  geltenden Sach- 
und Rechtslage  wollen die  vielfältigen religiösen 
Wurzeln  unserer  Kultur  weder  verleugnen  noch 
bekämpfen,  die  kulturellen  Leistungen  der  Reli­
gion  sind  wesentlicher  Bestandteil  unserer 
Geschichte. Vermieden werden soll allein ein Son­
derunterricht  in  Religion und die  damit  verbun­
dene konfessionelle Aufteilung der Schülerschaft.

7.  Bagatellisiert  wird von „Pro Reli“ die durch­
aus  nicht  selbstverständliche  Tatsache,  dass  an 
den Schulen der Stadt seit langem Religionsunter­
richt stattfindet, namentlich auch für die evangeli­
schen und katholischen Christen, einer deutlichen 
Minderheit  der  Stadtbevölkerung.  Für  diesen 
Bekenntnisunterricht zahlt das Land Berlin jähr­
lich rund 50 Mio. Euro, die von allen steuerzah­



lenden Bürgerinnen und Bürgern der Stadt aufge­
bracht werden, unabhängig von ihrer Konfession.

8.  Unterschlagen  wird  von  den  Befürwortern 
des  Volksbegehrens,  dass  die  verfassungsrechtli­
che  Zulässigkeit  des  Ethikunterrichts  längst 
geklärt ist. Bereits im März 2007 hat das Bundes­
verfassungsgericht  über  eine  Klage  gegen  den 
Ethikunterricht im Berliner Schulgesetz entschie­
den.  Das  eindeutige  Urteil:  Der  Ethikunterricht 
verstößt nicht gegen unsere Verfassung. Die Rich­
ter berücksichtigten sowohl die besondere Situa­
tion Berlins und prüften sorgfältig jene Argumente 
gegen das Ethikfach, die von „Pro Reli“ weiterhin 
öffentlich verbreitet werden. 

9. Irreführend ist die Forderung von „Pro Reli“, 
das Grundrecht auf Teilnahme am Religionsunter­
richt  als  ordentlichem  Lehrfach  nach  Artikel  7 
Abs. 3 Grundgesetz müsse auch in Berlin gelten. 
Abgesehen davon, dass es umstritten ist, ob Arti­
kel 7 Grundgesetz in den anderen Bundesländern 
überhaupt als Grundrecht anzusehen ist, wird hier 
verschwiegen,  dass  das  Grundgesetz  selbst  die 
Geltung von Artikel 7 in Berlin ausdrücklich sus­
pendiert (Artikel 141 Grundgesetz).  Es wäre des­
halb Aufgabe des Senats, prüfen zu lassen, ob das 
Grundgesetz überhaupt eine Regelung zuließe, die 
Religionsunterricht  in  Berlin  als  ordentliches 
Lehrfach vorsieht.

10.  Unterschätzt  werden die  Chancen,  die  das 
Fach Ethik gerade in einer Stadt wie Berlin bietet, 
die  so  viele  unterschiedliche  Kulturen,  Ethnien, 
Glaubensgemeinschaften und Lebensstile umfasst. 
Wo kann Integration vorbereitet, geübt und gelebt 
werden, wenn nicht in der Schule? Wo kann dies 
besser geschehen als in einem gemeinsamen Fach, 
in dem religiöse, ethische und existenzielle Fragen 
gestellt  und  erörtert  werden,  die  unser  aller 
Zusammenleben  berühren?  Der  gemeinsame 
Unterricht  aller  Schülerinnen  und  Schüler  der 
Klassen 7 bis 10 im Fach Ethik und die Möglich­
keit,  darüber hinaus Religionsunterricht zu wäh­
len,  bieten  ein  Höchstmaß  an  Freiheit  und 
Integration.

Wer ist die Humanistische Union?

emanzipatorisch...

Die Humanistische Union e.V. (HU) ist eine bun­
desweit  tätige  Bürgerrechtsorganisation.  Wir 
engagieren uns seit 1961 für den Erhalt und den 
Ausbau  der  Bürgerrechte,  im  Zentrum  unserer 
Bemühungen  steht  die  Würde  jedes  Menschen 
und  die  Stärkung  des  Selbstbestimmungsrechts 
eines Jeden in sozialer Verantwortung. 

radikaldemokratisch...

Die Humanistische Union setzt sich für eine kon­
sequente Trennung von Staat und Kirche und die 
Wahrung  der  individuellen  Religionsfreiheit  ein. 
Zur  Religionsfreiheit  gehört  auch  die  negative 
Freiheit, sich religiös/weltanschaulicher Überzeu­
gungen und Praktiken zu enthalten. Religionsun­
terricht  in  staatlicher  Verantwortung  verstößt 
gegen das staatliche Neutralitätsgebot. 

unabhängig...

Die Humanistische Union ist unabhängig von Par­
teien  und  dem  Staat.  Wir  sind  religiös/weltan­
schaulich  neutral,  zählen  neben  Atheisten  und 
bekenntnisfreien  Menschen  auch  Christen  und 
Vertreter anderer Glaubensrichtungen zu unseren 
Mitgliedern.  Die Humanistische Union finanziert 
sich  ausschließlich  über  Mitgliederbeiträge  und 
Spenden. Wie auch Sie sich für die Bürgerrechte 
einsetzen können, erfahren Sie über unsere Web­
seite oder unsere Berliner Geschäftsstelle: 

Humanistische Union e.V. 
Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 
10405 Berlin

Telefon: 030 / 20 45 02 56 
Telefax: 030 / 20 45 02 57

E-Mail: info@humanistische-union.de 
http://www.humanistische-union.de

10 Gründe gegen 
kirchliche Sonder­

rechte in Berlin 

Informationen zum Volksentscheid 
über ein Wahlpflichtfach Ethik / 
Religion an Berliner Schulen am 

26. April 2009
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Bürgerrechtsorganisation seit 1961


